
Das hätten wir damals, im Juni 2000, 
nicht gedacht. Wir können 25 Jahre 
später die 100. Ausgabe des behinder-
tenpolitischen Newsletters feiern! Die 
Randschau, eine wichtige Zeitschrift 
der Behindertenbewegung, wurde 
im Jahr 2000 eingestellt. Vor allem 
Martin Seidler und Volker van der 
Locht von der Randschau-Redaktion 
wollten weiter eine kritische behin-
dertenpolitische Publikation machen.
Zunächst hat sich Martin Seidler rund 
zwei Jahre um die ersten Ausgaben im 
Rahmen der Zeitschrift BIOSKOP mit 
Unterstützung früherer Randschau-
Redaktionsmitglieder gekümmert. 
Danach sorgte Volker van der Locht 
mit Hilfe anderer für das Fortbeste-
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Traurig, aber wahr

hen. „Manche werden sich fragen, 
warum für die Fortführung einer be-
hindertenpolitischen Zeitschrift die 
Zusammenarbeit mit BioSkop gewählt 
wurde. Der Grund dafür liegt in ei-
ner gemeinsamen Vorgeschichte des 
Protestes von Behinderten- und 
Frauenbewegung. Seit den 1980er 
Jahren haben sich in diesen Zusam-
menhängen konträre Positionen 
gegen die modernen Gen- und Re-
produktionstechnologien, gegen die 
um sich greifenden eugenischen Ten-
denzen und gegen die Sterbehilfe/
Euthanasie-Diskussionen bei Kran-
ken, Schwachen und Behinderten ent-
wickelt. Das spiegelt sich auch in den 
Ausgaben von BIOSKOP und news-

letter“, schrieb Volker damals.
Eugenik und Sterbehilfe sind hoch-
aktuell und müssen unbedingt wei-
terhin kritisch analysiert werden. 
Einen biographischen Blick in die 
weit zurückliegende Vergangen-
heit liefert für jede Ausgabe Udo 
Sierck. Und Michael Zander und die 
Redaktion sind ebenfalls aktiv. Wir 
machen eigentlich alles unentgelt-
lich. Aber etwas Geld benötigen wir 
zum Beispiel für Druck, Satz und 
für die Hörversion. Wir hoffen, dass 
ihr uns weiterhin treu bleibt. Auch 
Spenden sind hilfreich. 
„Lassen wir uns positiv überra-
schen“, schrieb Volker damals 
– und das hoffen wir auch heute.

Kaum zu fassen: 

Unser Newsletter-Jubiläum!

Der Blick auf die Gegenwart ist derzeit 

eher niederschmetternd. Krieg ist nicht 

mehr eine notwendige Erinnerung an die 

Vergangenheit oder eine in weiter Ferne 

stattfi ndende Katastrophe. Der Krieg in 

der Ukraine ist gar nicht so weit weg, 

und Deutschland ist mit immer mehr 

Waffenlieferungen an die Ukraine di-

rekt beteiligt.

Michael Zander macht auf die beson-

dere Verwobenheit von Krieg und Be-

hinderung aufmerksam. „Erstens sind 

behinderte Menschen im Krieg eine 

besonders vulnerable Gruppe; zwei-

tens beabsichtigen Kriegsparteien, 

Menschen zu töten, zu verletzen und 

zu verstümmeln, beispielsweise durch 

Antipersonenminen; drittens werden 

zwecks Rüstung die Militärbudgets auf-

gestockt – zu Lasten von Sozialausga-

ben, auf die auch behinderte Menschen 

in besonderer Weise angewiesen sind; 

viertens wird das Thema Behinderung 

genutzt, um die Militarisierung der Ge-

sellschaft voranzutreiben.“  S.    2

Neben Krieg sind auch die so genann-

ten Naturkatastrophen in Folge des 

Klimawandels besonders bedrohlich. 

Bei Menschen mit Behinderung sind 

spezielle Hilfen zu denken. Das Projekt 

namens „Nicht-Diskriminierung behin-

derter Menschen in Gefahrensituati-

onen und humanitären Notlagen“ läuft 

bereits über drei Jahre. Es wird von ISL 

durchgeführt, wie Erika Feyerabend er-

wähnt.  S.    8

Ebenso wie der Krieg haben auch eu-

genische Projekte eine Vergangenheit, 

leider eine Gegenwart und wohl auch 

eine Zukunft. Daniel Loick berichtet aus 

den USA von der Variante unter Donald 

Trump, Elon Musk und anderen.   S.    7

Udo Sierck macht auf die Lebensge-

schichte der Elfriede Wächtler aufmerk-

sam, die in der Weimarer Republik zum 

Beispiel sozialkritische Bilder malte 

und als „Schizophrene” 1940 in der Tö-

tungsanstalt Pirna-Sonnenstein eutha-

nasiert wurde.  S.    4

Der Zeitzeuge, Publizist und langjährige 

Aktivist H.-Günter Heiden hat in seinem 

Buch den wirklich erfolgreichen Kampf 

der Behindertenbewegung nachge-

zeichnet und dokumentiert. Udo Sierck 

hat es gelesen.  S.    6 Die viel beschwo-

rene Inklusion hat wenig praktische 

Umsetzung erfahren. Das ändert nichts 

an den Erfolgen vergangener Tage und 

daran, dass es sich lohnt, auch zukünf-

tig aktiv zu sein – gegen Krieg, Eugenik, 

Ausgrenzungen.

ERIKA FEYERABEND FÜR DAS TEAM

DER NEWSLETTER-REDAKTION
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Bekanntlich liefert Deutschland, wie 
zahlreiche andere NATO-Staaten 
auch, Waffen an die Ukraine. Was die 
Interpretation dieser Politik betrifft, 
gehen die Ansichten auseinander: 
Die einen meinen, Deutschland und 
andere Verbündete unterstützten die 
Ukraine ausschließlich dabei, ihre 
Souveränität gegen den Angriff Rus-
slands zu behaupten; die anderen 
sehen die an den Ersten Weltkrieg er-
innernden Schützengräben im Osten 
des Landes als das Ergebnis einer Ri-
valität zwischen Russland und NATO 
um die militärische Vorherrschaft, der 
die betroffene Zivilbevölkerung und 
tausende von Soldaten beider Seiten 
geopfert werden. Eine Friedenslösung 
scheint in weiter Ferne zu liegen. Lan-
ge hat der Westen, wie es scheint, ein-
seitig auf eine militärische Lösung des 
Konfl ikts gesetzt und Verhandlungen 
eine Absage erteilt; derzeit macht die 
russische Führung eine auch nur tem-
poräre Waffenruhe unmöglich, indem 
sie Maximalforderungen aufstellt und 
Vorbedingungen formuliert, die für 
die Ukraine offensichtlich unannehm-
bar sind.

Wie sich am Beispiel des Ukraine-Kon-
fl ikts zeigen lässt, werden Krieg und 
Behinderung in mindestens vierfacher 
Weise miteinander verwoben: Erstens 
sind behinderte Menschen im Krieg 
eine besonders vulnerable Gruppe; 
zweitens beabsichtigen Kriegspar-
teien, Menschen zu töten, zu verletzen 
und zu verstümmeln, beispielsweise 
durch Antipersonenminen; drittens 
werden zwecks Rüstung die Militär-
budgets aufgestockt – zu Lasten von 
Sozialausgaben, auf die auch behin-
derte Menschen in besonderer Weise 
angewiesen sind; viertens wird das 
Thema Behinderung genutzt, um die 
Militarisierung der Gesellschaft vor-

anzutreiben. Diese vierfache Verwo-
benheit lässt sich auch in der Ukraine 
und den mit ihr verbündeten Staaten 
beobachten.

1. Mangel an Behandlungen, 
Pfl ege und Barrierefreiheit

„Menschen mit Behinderung werden 
in Kriegssituationen immer wieder 
vergessen, so auch in der Ukraine“, 
heißt es seitens der Hilfsorganisation 
Handicap International. „In der Nähe 
der Frontlinien, wo fast 2.000 Gesund-
heitseinrichtungen bombardiert oder 
zerstört wurden, ist der Zugang zu 
medizinischer Versorgung praktisch 
unmöglich.“ Es gebe eine „besorgnis-
erregende Zunahme schwerer Krank-
heiten wie Diabetes, Schlaganfällen 
und Krebs“, die aufgrund überfüllter 
Krankenhäuser und fehlender Res-
sourcen nicht angemessen behan-
delt werden könnten; dasselbe gelte 
auch psychische Belastungen und 
Kriegstraumata. Ein Mitarbeiter von 
Handicap International wird mit den 
Worten zitiert: „Ältere Menschen und 
Menschen mit Behinderung sind am 
stärksten betroffen. Viele von ihnen 
mussten ihr Zuhause verlassen und 
in andere Teile der Ukraine umziehen, 
wo die Einrichtungen nicht an ihre Si-
tuation angepasst sind und wo sie nur 
begrenzten Zugang zu Gesundheits-
diensten und Unterstützung durch 
Pfl egekräfte haben.“ Vor diesem Hin-
tergrund wurden unter anderem in 
Berlin spezielle Angebote für kranke 
und pfl egebedürftige Gefl üchtete aus 
der Ukraine geschaffen.

2. Aushöhlung der 
Ottawa-Konvention

Handicap International gehört neben 
anderen Organisationen, darunter 
Human Rights Watch und medico in-
ternational, zum Gründungskreis der 

Internationalen Kampagne zum Ver-
bot von Landminen, welche die Otta-
wa-Konvention auf den Weg gebracht 
hat. Das „Übereinkommen über das 
Verbot des Einsatzes, der Lagerung, 
der Herstellung und der Weitergabe 
von Antipersonenminen und über 
deren Vernichtung“ wurde 1997 von 
zahlreichen Ländern verabschiedet. 
Nicht unterzeichnet wurde das Ab-
kommen unter anderem von Russland 
und den USA.

Im Zuge des Ukraine-Konfl ikts wird 
die Ottawa-Konvention zunehmend 
ausgehöhlt. Obwohl die Ukraine das 
Abkommen ratifi ziert hat, ließ sie 
sich 2024 von den USA Antiperso-
nenminen liefern. In einer Stellung-
nahme von Handicap International 
hieß es dazu: „Antipersonen-Minen 
sind Waffen, die wahllos töten und 
verstümmeln. Erst kürzlich wurde der 
Landminen-Monitor 2024 veröffentli-
cht, der mindestens 5.757 Opfer von 
Minen und Blindgängern für das Jahr 
2023 nennt. 84 % der Getöteten und 
Verletzten stammten aus der Zivilbe-
völkerung. Mehr als ein Drittel davon 
waren Kinder.“ Wegen einer vermu-
teten Bedrohung durch Russland sind 
die NATO-Staaten Polen, Litauen, Est-
land, Lettland und Finnland aus dem 
Abkommen ausgetreten bzw. planen 
dies.

3. Rüstungsspirale oder 
Sozialausgaben?

Durch Waffen und anderes Kriegsge-
rät wird der Krieg ermöglicht und an-
geheizt. Laut einem Bericht des Stock-
holmer Friedensforschungsinstituts 
SIPRI wurden die Rüstungsausgaben 
in West- und Mitteleuropa zwischen 
2015 und 2024 um 59 Prozent erhöht. 
NATO-Staaten waren demnach 2024 
für mehr als die Hälfte der weltweiten 

Rüstungsausgaben verantwortlich. 
Verglichen mit 2023 und 2015 hat 
Deutschland seine Ausgaben um 28 
bzw. 83 Prozent erhöht und steht mit 
seinem Militärbudget nach den USA, 
China und Russland nun internatio-
nal an vierter Stelle. Weitere umfang-
reiche Rüstungsmittel sind beschlos-
sen. Der Bericht warnt, dass eine 
Umschichtung der öffentlichen Mittel 
in den militärischen Sektor zu Lasten 
von Sozialausgaben die vulnerablen 
Gruppen in der Gesellschaft treffen 
würde und Steuererhöhungen, je nach 
Ausgestaltung, die ökonomische Un-
gleichheit verschärfen könnten.

Die Rüstungskonzerne profi tieren 
vom Krieg, zum Beispiel das deutsche 
Unternehmen Rheinmetall. Im ersten 
Quartal 2025 habe sich dessen Ge-
winn nach Steuern gegenüber dem 
Vorjahreszeitraum auf 108 Millionen 
Euro verdoppelt, meldete das Mana-
ger Magazin. Bis April seien die Um-
sätze im Rüstungsgeschäft um 73 
Prozent gestiegen.

4. Behinderte als Werbeträger

Werbung für das Militär – oder sollte 
man besser sagen: Propaganda? –
zielt darauf, den Einsatz militärischer 
Gewalt zu verharmlosen, zu normali-
sieren und zu heroisieren, zumindest 
sofern es sich um die Gewalt der ei-
genen Seite handelt. Die Regierungs-
politik hierzulande und ihre Armee 
bilden darin keine Ausnahme. Der 
frühere und jetzige Bundesverteidi-
gungsminister Boris Pistorius (SPD) 
hat „Kriegstüchtigkeit“ und einen 
„Mentalitätswechsel“ verlangt. 

Man kann sich fragen, ob Werbung für 
Militär und „Kriegstüchtigkeit“ – egal, 
von wem betrieben – nicht per se an-
tidemokratisch sei, setzt sie doch ih-
rem Wesen nach auf Hervorkehrung 
vermeintlich positiver und Verschleie-
rung negativer Aspekte, also auf Täu-
schung des Souveräns in einer exis-
tenziell wichtigen Frage.

Im vergangenen Jahr haben die 
„Ampel“-Parteien – unterstützt von
Union und AfD, nur gegen die 
Stimmen der Linken – die Einrichtung 
eines „Nationalen Veteranentags“ 
beschlossen (siehe Newsletter Be-
hindertenpolitik, Nr. 96, Juni 2024). 
Heuer fi nden deshalb am und im 
Umfeld des 15. Juni Werbeveranstal-
tungen der Bundeswehr statt. Für 
den 31. Mai war etwa in Berlin fol-
gende Veranstaltung auf der Inter-
netseite www.veteranentag.gov.de 
angekündigt: „Ab 18:00 Uhr startet 
die Vets4Vets Gedenkparty mit dem 
ersten Glockenschlag, dem Zeichen, 
dass sich alle Teilnehmenden auf dem 
Hauptplatz mit einem gefüllten Glas 
sammeln und gemeinsam auf die ge-
fallenen Kameraden anstoßen. Diese 
Zeremonie wird stündlich bis 24:00 
Uhr wiederholt.“ Im Zusammenhang 
mit einer „Motorrad-Gedenkfahrt für 
gefallene Kameraden“ waren „Kund-
gebung, Kranzniederlegung und 
christliche Andacht“ vorgesehen. 
Auf der Zentralveranstaltung am 
Reichstag am 15. Juni konnten sich 
diverse Verbände und Stiftungen 
präsentieren, die sogenannte Vetera-
nenarbeit betreiben; weitere „High-
lights“: „Fotoausstellung, versch. 
Foodtrucks und Familienbereich inkl. 
Kinderbetreuung.“

Beeinträchtigungen und Menschen 
mit Beeinträchtigungen spielen eine 
besondere Rolle in diesem Werbe-
programm. Beispielsweise planen 
niederländische Soldaten einen 
„Speedmarsch“ nach Kiew, um „das 
Bewusstsein für PTBS zu stärken“. 
In Interviews auf der Webseite zum 
Veteranentag kommen Kriegsver-
wundete zu Wort, für deren per-
sönliches Schicksal man Mitgefühl 
haben kann. Zu bedenken ist aller-
dings, dass diese Veteranen nicht als 
Privatpersonen sprechen, sondern 
dass sie samt ihrer Beeinträchtigung 
eine Funktion erfüllen: Sie helfen, die 
Diskussion um die Bundeswehr und 

das Militärische zu entpolitisieren 
und Kritik daran zum Schweigen zu 
bringen.

Zum gegenwärtigen Kontext gehört, 
dass staatliche Politik verstärkt auf 
militärische Gewalt oder die Drohung 
mit derselben setzt; zugleich werden 
Bemühungen um Gewaltverzicht und 
zivile Konfl iktlösungen zurückge-
drängt und abgewertet. Vor diesem 
Hintergrund sind Krieg und der Pro-
test dagegen ein behindertenpoli-
tisches Thema.

MICHAEL ZANDER, BERLIN
Michael Zander ist Professor für Disabili-

ty Studies, Inklusion und Psychologie an 

der Hochschule Magdeburg-Stendal.

Krieg und Behinderung – 
am Beispiel des Ukraine-Konfl ikts

„Barriere:Zonen“
heißt eine sehenswerte Ausstel-
lung, zusammengestellt vom Jour-
nalisten und Fotografen Till Mayer. 
Sie zeigt eindrücklich, wie Kriege 
körperlich und seelisch Versehrte 
hinterlassen und Menschen mit 
Behinderungen täglich um wür-
diges Leben kämpfen – etwa im 
Gaza-Streifen, in der Ukraine, im 
Kongo, Uganda, Vietnam, Laos.
Mayer berichtet seit Jahren über 
Menschen mit Behinderungen in 
Konfl ikten und Kriegen. 
Seine Fotos, die auch Flüchtlinge 
in Deutschland und Kriegstrauma-
tisierte in den USA porträtieren, 
„geben Mut, andere stimmen 
traurig“, schreibt die humanitäre 
Hilsorganisation Handycap Inter-
national (HI), die viele der in der 
Ausstellung gezeigten Menschen 
unterstützt hat.
Anfragen zur Ausleihe online: 
https://www.barriere-zonen.org 
Dort gibt es zudem Unterrichts-
materialien zum Download und 
zu sehen sind auch porträtierte 
Menschen, die über ihr Schicksal 
berichten.
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Biografi en im newsletter

Ein „Blick auf die Haare, mehr braucht 
es nicht. Haare, ganz außer sich und 
dermaßen wild verkringelt, dass kei-
ne Bürste sie je wird glätten können. 
Züngeln wollen sie, frei gen Himmel 
streben, sich vom Wind umspielen las-
sen, und selbst wenn es gerade mal 
anders ist, wenn ein dicker Topfhut 
sie niederdrückt, damit sie Anstand 
beweisen, der Ordnung genügen, 
drängen sie bald schon hervor, an der 
Stirn oder am Hals, wirbelig, unge-
stüm, Haare mit Eigenleben, in Blau, 
Gelb, in biestigem Rot, wie’s grad ge-
fällt.“ Ungeheure Pinselstriche, als 
„wolle diese Kunst sich am liebsten 
selbst entfesseln und also haarig wer-
den, wild bewegt und widerspenstig, 
auf zerwühlte Weise frei“.       

Die faszinierte Beschreibung aus 
dem ‚Zeit‘-Feuilleton galt den Selbst-
bildnissen der Malerin Elfriede Loh-
se-Wächtler anlässlich einer umfas-
senden Ausstellung ihrer Werke in 
Hamburg zu ihrem 125. Geburtstag.   
Elfriede Wächtler wurde 1899 in Dres-
den geboren. Ihr Vater, ein Buchhal-
ter, und ihre Mutter – sie war Haus-
frau – förderten ihre künstlerische 
Begabung, 1915 beginnt sie eine 
Ausbildung an der Dresdner König-
lichen Kunstgewerbeschule im Fach 
‚Mode und weibliche Handarbeiten‘. 
Doch ihre antibürgerliche Einstellung 
führt zum Bruch mit ihren Eltern, sie 
muss sich fortan selbst um ihren Un-
terhalt sorgen. Wächtler belegt Kurse 
an der Akademie für bildende Künste, 
übt sich in Ausdruckstanz und taucht 
in die Dresdner Kunstszene ein. Zu 
ihrem Freundeskreis gehören kom-
munistisch orientierte Schriftsteller, 
skandalumwitterte Dadaisten und 

Maler wie Otto Dix. 
Sie selbst zielt mit 
ihrem Kurzhaar-
schnitt, Tabakpfei-
fe und der Signatur 
‚Nikolaus Wächt-
ler‘ auf eine andro-
gyne Erscheinung.

Bei Dix lernt sie 
den Kunststu-
denten Kurt Lohse 
kennen, den sie 
später heiratet. 
Beide führen in der 
Weimarer Republik 
einen steten Kampf 
gegen Schulden 
und drohende Ob-
dachlosigkeit, der 
sie mit einem The-
ater-Engagement 
ihres Mannes in 
Hamburg landen 
lässt. Die ohnehin 
unglückliche Ehe 
zerbricht, nachdem 
aus einem Verhält-
nis ihres Mannes 
mit einer anderen 
Frau ein gemeinsames Kind geboren 
wird. Für Elfriede Lohse-Wächtler ein 
schwerer Schlag, hatte sie doch zuvor 
aus fi nanziellen Gründen Schwanger-
schaftsabbrüche vornehmen lassen 
und ertragen müssen.

Diese Situation, ergänzt mit aufrei-
benden materiellen Sorgen, setzen 
der Malerin zu. Ihr Bruder fi ndet sie 
1929 in einem desolaten Zustand vor 
und bringt sie in die „Irren-Anstalt” 
Hamburg-Friedrichsberg. Dort entste-
hen innerhalb ihres zweimonatigen 

Aufenthaltes etwa 60 Porträt-Skizzen 
und Pastellzeichnungen vor allem von 
Patientinnen. Sie beeindrucken durch 
genaue Beobachtung, die eine gefühl-
te, zwischenmenschliche Nähe sicht-
bar werden lässt: Die Skizzen zeigen 
die Tragik in den Gesichtszügen, auch 
Müdigkeit und Erschöpfung, vielleicht 
Furcht und Distanzierung, verzichten 
aber gleichzeitig auf erwartbare Illus-
trationen des Irre-Seins.

Nach ihrer Entlassung zeigt ein re-
nommierter Kunstsalon eine Aus-

wahl der ‚Friedrichsberger Köpfe‘, 
Zeitungsrezensionen schreiben von 
einer besonders talentierten Künstle-
rin. Beeinfl usst von ihrer frühen sozi-
alkritischen Politisierung malt Lohse-
Wächtler jetzt praktisch Tag und Nacht 
in grellen Farben das Leben der ‚klei-
nen Leute‘: Putzfrauen, Hafenarbei-
ter, Huren, Bordellszenen, Eindrücke 
aus den Wartehallen der Bahnhöfe (in 
denen sie mangels einer Wohnung oft 
übernachtete) oder Beobachtungen 
derangierter Liebespaare.

Die Kunstwelt ist beeindruckt, Loh-
se-Wächtlers Werke sind in mehre-
ren Ausstellungen zu bewundern, sie 
hängen neben berühmten Künstlern 
wie Paul Klee, Wassily Kandinsky 
oder Lyonel Feininger. Doch die Welt-
wirtschaftskrise lässt ihre Geldnot 
erdrückend ansteigen. Deshalb kehrt 
sie im Frühling 1931 mittellos zu ih-
ren Eltern zurück. Eine dramatische 
Fehlentscheidung, denn im folgenden 
Jahr wird Lohse-Wächtler wegen ei-
ner Fußverletzung im Krankenhaus 

Elfriede Lohse-Wächtler – Malerin

behandelt und „wegen auffälligen 
Verhaltens bei einer Untersuchung“ 
und auf Betreiben ihres Vaters in die 
Heil- und Pfl egeanstalt Arnsdorf ein-
gewiesen. Der Stationsarzt stellt die 
Diagnose Schizophrenie.

Vergeblich bittet Lohse-Wächtler ihre 
Eltern um Befreiung. Aus einem Brief: 
„Weiter hoffe ich, dass ich nun die 
längste Zeit hier gewesen bin und ihr 
mich vielleicht am Sonntag mit nach 
Hause nehmen werdet, wenn Euch 
daran liegen sollte, mich noch lebens- 
und arbeitsfähig unter Euch weilen zu 
sehen.“ Die Ignoranz der Eltern hat 
fatale Folgen: Elfriede Lohse-Wächtler 
muss erst ihre Entmündigung, dann 
ihre Zwangssterilisation erleiden und 
wird 1940 im Rahmen der ‚Euthana-
sie‘-Aktionen in der Tötungsanstalt 
Pirna-Sonnenstein ermordet.

Ihr Bruder Hubert Wächtler sagt 1947 
im Dresdner Ärzteprozess gegen Be-
teiligte an den Mordaktionen aus und 
kümmert sich um den Nachlass und 
mit ersten Ausstellungen um die lang-
same Rehabilitation seiner Schwester 
(ein Teil ihrer Bilder sind als ‚entartete  
Kunst‘ beschlagnahmt worden und 
seitdem verschollen). Heute steht der 
Name Elfriede Lohse-Wächtler un-
eingeschränkt für eine faszinierende 
Künstlerin.                 .  

UDO SIERCK, GNUTZ

Literaturhinweis:

Elfriede Lohse-Wächtler. 
‚Ich als Irrwisch‘. 
Hommage zum 125. Geburtstag, 
Begleitheft zur Ausstellung, 
Ernst-Barlach-Haus, 
Hamburg 2024

Hanno Rauterberg: 
Als wäre sie glücklich, 
‚Die Zeit‘, 14.Nov.2024  
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Rezensionen

Im November 2024 feierte das Bun-
desministerium für Arbeit und Sozi-
ales mit einem Festakt eine Ergänzung 
im deutschen Grundgesetz. Seit 30 
Jahren heißt es dort im Artikel 3: „Nie-
mand darf wegen seiner Behinderung 
benachteiligt werden.“ Anlässlich 
solcher Feierlichkeiten wird gern aus-
geblendet, dass – wie so oft – auch 
diese Änderung seinerzeit gegen den 
beharrlichen Widerstand der Regie-
rung durchgesetzt werden musste.

Um so begrüßenswerter ist es, das 
der Publizist, langjährige Aktivist und 
Zeitzeuge H.-Günter Heiden den er-
folgreichen Kampf der Behinderten-
bewegung nachzeichnet und doku-
mentiert. Dabei geht er einleitend auf 
die Kritik ein, es könne problematisch 
sein, sich als Historiker und zugleich 
Beteiligter zu äußern. Seine Antwort 
sei, „dass Aktivist*innen mit Behin-
derung auch Geschichte schreiben 
können, sollen und müssen, wenn 
die entsprechende Rollenklarheit ge-
wahrt ist“ (Seite 19).

Das klingt nach Rechtfertigung ge-
genüber dem Wissenschaftsbetrieb, 
die Heiden nicht nötig hat. In 26 Ka-
piteln lässt er das Geschehen ange-
nehm lesbar Revue passieren, eine 
kleine Kunst, geht es doch vielfach 
um sperrige Angelegenheiten wie Ver-
fassungsrecht, Gesetzgebungen oder 
staatliche Kommissionen. Daneben er-
hellen Hinweise den sozialgeschicht-
lichen Hintergrund. Denn behinderte 
Menschen wurden bei der Formulie-
rung des Grundgesetzes nicht einfach 
vergessen, vielmehr wurden ihnen 
Bürgerrechte verweigert, weil die 
Unterstellung der Minderwertigkeit 

präsent war. Als Beleg zitiert Heiden 
aus einem Brief, den der renommierte 
Friedrich von Bodelschwingh 1962 zu 
Fragen der Wiedergutmachung von 
Opfern des NS-Gesetzes zur Zwangs-
sterilisation an einen Würdenträger 
der Evangelischen Kirche Deutsch-
lands schrieb: „In Bonn waren wir uns 
nach eingehender Aussprache völlig 
darüber klar, dass es ein unsinnig 
Ding sei, heute Menschen als durch 
dieses Gesetz zu Unrecht behandel-
te zu entschädigen und morgen viel-
leicht in die Notwendigkeit gesetzt zu 
sein, dieselben Menschen unter ein 
neues Eugenikgesetz zu stellen“ (S. 
42).   

Ein langsames Umdenken in den fol-
genden Jahrzehnten ist nicht vom Him-
mel gefallen. Als Faktoren für diesen 
Prozess nennt Heiden die US-ameri-
kanische Bürgerrechtsbewegung, 
die Entwicklung der internationalen 
Selbtbestimmt-Leben-Bewegung, das 
Erstarken der Behindertenbewegung 
und den Zusammenschluss von Ini-
tiativen in der ehemaligen DDR nach 
dem Mauerfall und der sogenannten 
Wende. Diese politische Konstellati-
on bot sich als Chance an, denn der 
Zusammenschluss beider deutscher 
Staaten erforderte ohnehin Verände-
rungen im Grundgesetz.

Äußerst detailliert zeichnet Heiden 
die Entwicklung nach, auf der Basis 
von Tagungsprotokollen, Zeitzeugen-
schilderungen, Archivmaterial oder 
Zitaten aus Zeitungsbeiträgen. Nach 
seiner Einschätzung beruht der Er-
folg auf der Kooperation von tradi-
tionellen Verbänden und Teilen der 
emanzipatorischen Krüppel- und Be-

hindertenbewegung für ein gemein-
sames Ziel, gemeinsamen Aktionen 
und Demonstrationen, juristisches 
Fachwissen und die Unterstützung 
durch die parlamentarische Opposi-
tion in der Ära des Kanzlers Helmut 
Kohl sowie 1994 ein Bundestagswahl-
kampf, der die Regierung umschwen-
ken ließ – sie brauchte einen sozialen 
Bonus. Das Diskriminierungsverbot 
wurde mit überwältigender Mehrheit 
beschlossen und in das Grundgesetz 
aufgenommen.

Dass diese Gesetzesänderung an den 
Zuständen der Exklusion wenig ver-
ändert hat, steht auf einem anderen 
Blatt und wird von Heinen nicht wei-
ter erörtert. Sein Verdienst ist es, mit 
seiner akribischen Arbeit einen wert-
vollen Beitrag zur Disability History 
geleistet zu haben.       

UDO SIERCK, GNUTZ

30 Jahre Diskriminierungsverbot

H.-Günter Heiden (2024)
Behindertenrechte in die 
Verfassung!
Der Kampf um die Grundgesetz-
ergänzung 1990-1994
Taschenbuch, 222 Seiten, 38 Euro
Weinheim/Basel, Beltz Juventa
ISBN: 978-3-7799-7624-0

Sozialdarwinismus auf dem Vor-
marsch: Die Unterscheidung von 
lebenswertem und -unwertem Leben 
ist zentraler Bestandteil der Make-
America-Great-Again-Ideologie.

Ein bekanntes Phänomen im New 
Yorker Alltagsleben ist es, dass eine 
U-Bahn-Reise durch den starken 
Körpergeruch eines wohnungs-
losen Menschen gestört wird. Als 
Großstädter*innen mit hoher Ex-
zentrik-Toleranz begegnen die New 
Yorker*innen diesen Gerüchen zu-
meist mit professioneller Gelassen-
heit: Man setzt sich weg oder hält sich 
diskret die Nase zu. Immer häufi ger 
kommt es jedoch auch zu aggres-
siveren Reaktionen: Wohnungslose 
werden beleidigt, angegriffen oder 
sogar getötet.

Die Psychoanalytikerin Julia Kristeva 
bezeichnet das Phänomen des Ekels 
vor menschlichen Überresten als »Ab-
jektion«. Der Grund dafür, dass wir 
uns vor Schmutz, Schweiß, Scheiße 
oder Eiter ekeln, liegt darin, dass sie 
uns mit unserer eigenen Körperlich-
keit und damit unserer Sterblichkeit 
konfrontieren. Auf einen Kontakt mit 
einem Abjekt reagieren wir daher mit 
Ritualen der (tatsächlichen oder sym-
bolischen) Reinigung. Faschismus ist 
für Kristeva nun die Extremform des 
Versuchs, sich vom bedrohlichen Ab-
jekt zu befreien – dasjenige zu elimi-
nieren, was uns an unsere Abhängig-
keit und Endlichkeit erinnert.

Viele der in den ersten Monaten der 
Trump-Regierung umgesetzten Maß-
nahmen folgen einer solchen Logik. 
Bei einer Konferenz im Februar hatte 
der argentinische Präsident Milei dem 
Trump-Berater Elon Musk eine Ketten-
säge geschenkt, als Symbol des von 
ihm geplanten »Bürokratie-Abbaus«. 
Musks Kettensägen-Massaker trifft 

vor allem arme Menschen. Nach Be-
rechnungen der New York Times wird 
allein die Abschaffung der Entwick-
lungshilfe-Behörde U.S.A.I.D. welt-
weit rund 3,3 Millionen Menschen-
leben pro Jahr kosten. Darüber hinaus 
wird der Kahlschlag bei der Katastro-
phenschutz-Agentur FEMA, dem Ge-
sundheitsprogramm Medicaid, der 
Gesundheitsinfrastruktur für Frauen 
und trans Menschen und Umwelt-
schutz-Initiativen nicht nur viel mehr 
Menschen der Wohnungslosigkeit 
und Krankheit aussetzen, sondern 
auch dem Tod.

Gleichzeitig rühmen sich die Repu-
blikaner damit, die radikalste »pro 
life«-Regierung aller Zeiten zu stel-
len. Damit ist nicht nur gemeint, dass 
Abtreibungen kriminalisiert und 
Empfängnisverhütung erschwert 
werden, sondern es beinhaltet auch 
die Förderung von In-Vitro-Befruch-
tung und viele konservative Familien-
politiken. Musk, selbst Vater von 14 
Kindern, hat fallende Geburtenraten 
gar zur größten Gefahr für die Zivilisa-
tion erklärt. Kettensäge auf der einen 
Seite, Geburtenförderung auf der an-
deren Seite: Die Unterscheidung von 
lebenswertem und lebensunwertem 
Leben ist ein zentraler Bestandteil der 
MAGA-Ideologie.

Bei einem Besuch des Natural History 
Museums erzählt mir meine Freundin 
Saskia, die zum Zusammenhang von 
Rassismus, Antisemitismus und Eu-
genik forscht, dass 1921 genau hier 
der zweite Internationale Kongress für 
Eugenik stattgefunden hat. Der Star-
redner des Kongresses war Leonard 
Darwin, Sohn von Charles Darwin, 
der für eine „Beseitigung der Untaug-
lichen” durch politische Maßnahmen 
plädierte, die „sozial Inadäquate” von 
der Fortpfl anzung abhalten sollten.
Eugenik war lange Zeit fester Be-

standteil der öffentlichen Debatten 
und Politiken in den USA. Noch bis 
Ende der 1970er Jahre wurden Zehn-
tausende Menschen zwangssterili-
siert, insbesondere behinderte Men-
schen sowie arme und rassifi zierte 
Bevölkerungsgruppen. Heute haben 
die USA wieder eine Regierung, die 
eine sozial-darwinistische Mission 
verfolgt. In der U-Bahn kann man ver-
stehen, warum Eugenik gerade unter 
Silicon Valley Tech Bros so beliebt 
geworden ist: Sie dient als Verdrän-
gung der Ahnung, dass auch sie im 
Handumdrehen überfl üssig, arm oder 
pfl egebedürftig werden könnten. Die 
Anwesenheit der „Inadäquaten” in 
unserer Mitte ist eine ekelhafte Erin-
nerung daran.

DANIEL LOICK, AMSTERDAM

USA: Neue Eugenik

Daniel Loick ist Aboli-
tionist und Associate 
Professor für Politische 
Philosophie an der Uni-
versität Amsterdam. 

Sein Kommentar erschien 
zuerst am 17. April in 
der Tageszeitung Neues 
Deutschland (ND), der wir 
dafür danken, diesen Text 
nachdrucken zu dürfen. 

Im Rahmen eines Aus-
landsaufenthalts schreibt 
Loick in seiner Kolumne 
»Aus dem faschistischen 
Amerika« alle zwei 
Wochen im ND über den 
autoritären Alltag in den 
USA und Argentinien.
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Die Interessenvertretung Selbstbe-
stimmt Leben in Deutschland e.V. 
(ISL) hat Anfang 2024 ein Projekt 
namens „Nicht-Diskriminierung be-
hinderter Menschen in Gefahrensitu-
ationen und humanitären Notlagen“ 
gestartet. Der Hintergrund ist offen-
sichtlich: Neben Klimawandel und 
Naturkatastrophen rücken Kriege, 
die weltweit leider schon seit Jahr-
zehnten geführt werden, nun immer 
näher und zunehmend in das hiesige 
Bewusstsein. „Wir“ sollen ja laut Bun-
desverteidigungsminister Boris Pisto-
rius „kriegstüchtig“ werden – eine 
politische Zielvorgabe, die noch vor 
Jahren Empörung hervorgerufen hätte 
und bei der Realisierung wenige hör-
bare Proteste hervorruft.

Theoretisch garantiert die UN-Behin-
dertenrechtskonvention (UN-BRK) 
den Schutz von Menschen mit Behin-
derung in Artikel 11: „Die Vertrags-
staaten ergreifen im Einklang mit 
ihren Verpfl ichtungen nach dem Völ-
kerrecht (…) alle erforderlichen Maß-
nahmen, um in Gefahrensituationen 
(…) den Schutz und die Sicherheit von 
Menschen mit Behinderungen zu ge-
währleisten.“ 2017 hat das UN-Hoch-
kommissariat für Menschenrechte die 
Rechte von Menschen mit Behinde-
rungen in Gefahrensituationen und 
humanitären Notlagen mit Empfeh-
lungen konkretisiert.

Praktisch ist das in Deutschland nicht 
ausreichend umgesetzt. Gezeigt hat 
das zum Beispiel im Juli 2021 die Flut-
katastrophe im Ahrtal einschließlich 
zwölf behinderten Toten in einer Ein-

richtung. Danach gab es eine wichtige 
wissenschaftliche Arbeit: „KIM – Be-
standsaufnahme zum Katastrophen-
management und der Inklusion von 
Menschen, eine Fallstudie anlässlich 
der Hochwasser-Katastrophe in Nord-
rhein-Westfalen und Rheinland-Pfalz 
im Juli 2021”. Die Studie wurde von 
Oktober 2023 bis Februar 2024 vom 
Internationalen Zentrum für Ethik 
in den Wissenschaften (IZEW) der 
Universität Tübingen im Auftrag von 
Aktion Deutschland Hilft e.V. erstellt. 
Unter dem Begriff „Schwachstellen 
eines inklusiven Katastrophenma-
nagements“ sollten sowohl die Daten-
lage zur Situation von Menschen mit 
Behinderungen als auch das Katastro-
phenmanagement verbessert werden. 
Viele Daten und viele Vorschläge zur 
Berücksichtigung und Teilhabe von 
Menschen mit Behinderung sind hier 
aufgeführt. Der Abschlussbericht zur 
KIM-Studie steht auf der Homepage 
der Universität Tübingen: https://uni-
tuebingen.de/de/255656
ISL begann 2024 ein neues Projekt 
namens „Nicht-Diskriminierung be-
hinderter Menschen in Gefahrensitu-
ationen und humanitären Notlagen“. 
Es läuft über drei Jahre, zum Start 
erklärte die Projektverantwortliche 
Maria-Victoria Trümper: „Mit diesem 
Projekt wollen wir Menschen mit Be-
hinderungen genau darüber infor-
mieren, wie sie im Katastrophenfall 
vorgehen können und sich auf diese 
vorbereiten können.“

Neben den Datensammlungen und 
meist unverbindlichen Empfehlungen 
bedarf es an konkreter Zusammen-
arbeit von Hilfsorganisationen und 
Selbstvertretungen von Menschen 
mit Behinderung. Das kann die ISL 
eher einbringen. Vor allem kann sie, 
durch ihre internationalen Kontakte 
mit Organisationen von Menschen mit 
Behinderungen im globalen Süden, 

auf deren Praxis und Erfahrungen 
aufbauen. Die Auswirkungen des Kli-
mawandels sind bekanntermaßen im 
globalen Süden reichhaltiger.

Insgesamt würde ein konsequenterer 
Klimaschutz für und von Menschen 
mit und ohne Behinderung langfristig 
Katastrophen reduzieren. Eine heute 
übliche Orientierung an diesen und je-
nen Profi tinteressen fördert hingegen 
solche Notlagen. Ebenso könnten die 
Kriege durch diplomatische Anstren-
gungen und eine konsequente Sank-
tionspolitik beendet und begrenzt 
werden. Eine Politik der Aufrüstung 
bewirkt das Gegenteil: Sie verursacht 
bei vielen Menschen Körperbehinde-
rungen und Traumata.    

ERIKA FEYERABEND, ESSEN

Inklusiver Katastrophenschutz


